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Amtliche Bekanntmachung der Stadt Gladbeck 

Ausgabe 04/21       Dienstag, 13. April 2021 

 

Bebauungsplan Nr. 182, Gebiet: Bramsfeld / Wielandstraße 
Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 und 4 Baugesetzbuch (BauGB) 

 

 
 
Der Ausschuss für Stadtplanung, Umwelt, Klimaschutz und Mobilität der Stadt Gladbeck hat in seiner 

Sitzung am 03.12.2020 folgenden Beschluss gefasst: 

 

Aufstellungsbeschluss gem. § 2 (1) und (4) BauGB 

 

1.  Für das Gebiet Bramsfeld / Wielandstraße ist innerhalb der durch zeichnerische Darstellung vom 

23.11.2020 vorgesehenen Grenzen der Bebauungsplan Nr. 182 aufzustellen. 

2. Die Bürgerbeteiligung gem. § 3 (1) BauGB ist entsprechend § 7 Abs. 2 der Hauptsatzung durchzu-

führen. 

 

Mit dem Bebauungsplan soll die Entwicklung eines Wohnbaugebietes im Bereich der ehemals durch 

ein mittlerweile rückgebautes Möbelhaus genutzten Flächen planungsrechtlich gesichert werden. 

 

Gladbeck, den 15.12.2020 

 

- Bettina Weist - 
Bürgermeisterin 
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Bebauungsplan Nr. 129, Gebiet: Bramsfeld / Wielandstraße 

Aufhebung des Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 und 4 Baugesetzbuch (BauGB) vom 
22.11.2001 

 

 
 
 
Der Ausschuss für Stadtplanung, Umwelt, Klimaschutz und Mobilität der Stadt Gladbeck hat in seiner 

Sitzung am 03.12.2020 folgenden Beschluss gefasst: 

 

Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses 

 

1.  Der Aufstellungsbeschluss des Bebauungsplanes Nr. 129, Gebiet Bramsfeld / Wielandstraße vom 

22.11.2001 wird aufgehoben. 

 

Gladbeck, den 15.12.2020 

 
- Bettina Weist - 
Bürgermeisterin 
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2. Änderungssatzung vom 01.03.2021 

zur Satzung der Stadt Gladbeck über die Erhebung der Grundsteuern und Gewerbesteuer 

(Hebesatz-Satzung) vom 08.12.2012, zuletzt geändert am 23.05.2013 

 
Der Haupt-, Finanz- und Digitalisierungsausschuss der Stadt Gladbeck hat nach § 60 Abs. 2 der Ge-
meindeordnung für das Land NRW (GO NRW) in seiner Sitzung am 11.02.2021 aufgrund 
 
 des § 7 GO NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NRW S. 666), zuletzt 

geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 29. September 2020 (GV. NRW S. 915), 

 des § 25 Abs. 1 Grundsteuergesetztes (GrStG) vom 07.08.1973 (BGBl I S. 965), zuletzt geändert durch 

Artikel 31 des Gesetzes vom 21.12.2020 (BGBl. I S.3096), 

 des § 16 Abs. 1 des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. 

Oktober 2002 (BGBl. I S. 4167), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 21.12.2020 (BGBl. 

I S. 3096) 

folgende Satzung beschlossen: 
 

Artikel I 

Die Satzung der Stadt Gladbeck über die Erhebung von Grundsteuern und Gewerbesteuer (Hebesatz-
Satzung) vom 8.12.2012 in der Fassung der Änderungssatzung vom 23.05.2013 wird wie folgt geän-
dert: 
 
§ 1 Nr. 2 erhält folgende neue Fassung: 
 
„2:  Grundsteuer für die Grundstücke (Grundsteuer B) 
 
 ab dem Jahr 2021    750 v.H. (keine Änderung) 
 
 ab dem Jahr 2022   850 v.H. 
 
 ab dem Jahr 2023   950 v.H.“ 
 
 

Artikel II 

Die 2. Änderungssatzung tritt zum 01.01.2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt § 1 Nr. 2 der Satzung der Stadt 
Gladbeck über die Erhebung der Grundsteuern und der Gewerbesteuer (Hebesatz-Satzung) vom 
08.12.2012 in der Fassung der Änderungssatzung vom 23.05.2013 mit Inkrafttreten dieser Änderungs-
satzung zu dem vorgenannten Termin außer Kraft. 
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BEKANNTMACHUNGSANORDNUNG 

 
Hiermit wird die 
 

2. Änderungssatzung vom 01.03.2021 
zur Satzung der Stadt Gladbeck über die Erhebung der Grundsteuern und Gewerbe-steuer (He-

besatz-Satzung) vom 08.12.2012, zuletzt geändert am 23.05.2013 
 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,  
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gegeben worden, 
c) die Bürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Gladbeck, den 01.03.2021 
 
- Bettina Weist - 
Bürgermeisterin 
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Öffentliche Bekanntmachung 
 

Zentraler Betriebshof Gladbeck 
 

Jahresabschluss 2019 
 

Der Rat der Stadt Gladbeck hat in seiner Sitzung am 17. Dezember 2020 den Jahresabschluss 2019 
(Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang mit Entwicklung des Anlagevermögens und Ge-
winn- und Verlustrechnung nach Betriebszweigen) sowie den Lagebericht 2019 des Zentralen Be-
triebshofes Gladbeck festgestellt.  
 
Er hat beschlossen, den Jahresverlust in Höhe von 277.757,90 € auf neue Rechnung vorzutragen.  
 
Die GPA NRW hat am 05. März 2021 folgenden Abschließenden Vermerk erteilt:  
 

Abschließender Vermerk der gpaNRW 
 
Die gpaNRW ist gemäß § 106 Abs. 2 GO in der bis zum 31. Dezember 2018 gültigen Fassung i.V.m. 
Artikel 10 Abs. 1 des 2. NKFWG NRW gesetzliche Abschlussprüferin des Betriebes Zentraler Betriebshof 
Gladbeck. Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 31.12.2019 hat sie sich der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft BDO AG, Essen, bedient.  
 
Diese hat mit Datum vom 14.10.2020 den nachfolgend dargestellten uneingeschränkten Bestätigungs-
vermerk erteilt.  
 
„An die Eigenbetriebsähnliche Einrichtung Zentraler Betriebshof Gladbeck  
 
Prüfungsurteile  
 
Wir haben den Jahresabschluss der Eigenbetriebsähnliche Einrichtung Zentraler Betriebs-hof Gladbeck, 
Gladbeck, - bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2019 und der Gewinn- und Verlustrechnung 
für das Wirtschaftsjahr vom 01. Januar 2019 bis zum 31. Dezember 2019 sowie dem Anhang, ein-
schließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - geprüft.  
  
Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der Eigenbetriebsähnliche Einrichtung Zentraler Betriebshof 
Gladbeck für das Wirtschaftsjahr vom 01. Januar 2019 bis zum 31. Dezember 2019 geprüft.  
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse  
 

- entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den Vor-schriften der 
Eigenbetriebsverordnung des Bundeslandes Nordrhein- Westfalen (EigVO NRW) und den deut-
schen, für Kapitalgesellschaften geltenden handels-rechtlichen Vorschriften und vermittelt un-
ter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechen-des Bild der Vermögens- und Finanzlage des Betriebes zum 31. De-
zember 2019 sowie seiner Ertragslage für das Wirtschaftsjahr vom 01. Januar 2019 bis zum 31. 
Dezember 2019 und  
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- vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigen-

betriebs. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, entspricht den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Bundeslandes Nord-
rhein-Westfalen, den deutschen gesetzlichen Vor-schriften und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.  

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat.  
 
Grundlage für die Prüfungsurteile  
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsät-
ze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften 
und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind 
von dem Betrieb unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufs-
rechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung 
mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnach-
weise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht zu dienen.  
 
Verantwortung der Betriebsleitung für den Jahresabschluss und Lagebericht  
 
Die Betriebsleitung ist verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den Vorschriften 
der Eigenbetriebsverordnung des Bundeslandes Nordrhein- Westfalen und den deutschen, für Kapital-
gesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, 
und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage des Betriebs vermittelt. Ferner ist die Betriebsleitung verantwortlich für die internen Kon-
trollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als 
notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von 
wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist.  
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist die Betriebsleitung dafür verantwortlich, die Fähigkeit des 
Betriebes zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren hat sie die Verant-
wortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern ein-
schlägig, anzugeben. Darüber hinaus ist sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tat-
sächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.  
 
Außerdem ist die Betriebsleitung verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage des Betriebes vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
Jahresabschluss in Einklang steht, den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Bundeslandes 
Nordrhein- Westfalen entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
darstellt. Ferner ist die Betriebsleitung verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Syste-
me), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung 
mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen und um ausreichen-de 
geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.  
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Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts  
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes 
frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist, und ob der 
Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Betriebes vermittelt sowie in allen we-
sentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnis-
sen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der 
unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.  
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Über-
einstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestell-
ten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentli-
che falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkei-
ten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, 
dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts ge-
troffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.  
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhal-
tung. Darüber hinaus  
 

- identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher - beabsichtigter oder unbeabsichtigter 
- falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen Prüfungs-
handlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die aus-
reichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, 
dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei 
Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Un-
vollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen be-
inhalten können.  

 
- gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten inter-

nen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und 
Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen ange-
messen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme des 
Eigenbetriebs abzugeben.  

 
- beurteilen wir die Angemessenheit der von der Betriebsleitung angewandten Rechnungsle-

gungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von der Betriebsleitung dargestellten geschätzten 
Werte und damit zusammenhängenden Angaben.  

 
- ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von der Betriebsleitung ange-

wandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf 
der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusam-
menhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähig-
keit des Betriebes zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu 
dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Be-
stätigungs-vermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht 
aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prü-
fungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis 
zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse 
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oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass der Betrieb seine Unternehmenstätigkeit 
nicht mehr fortführen kann.  

 
- beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses ein-

schließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfäl-
le und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grunds-
ätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Betriebes vermittelt.  

 
- beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentspre-

chung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Betriebes. 
 

- führen wir Prüfungshandlungen zu den von der Betriebsleitung dargestellten zukunftsorientier-
ten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise 
vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von der Betriebslei-
tung zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ablei-
tung der zukunftsorientierten An-gaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsur-
teil zu den zukunfts-orientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben 
wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignis-se we-
sentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang 
und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-schließlich etwaiger 
Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen.“  
 
Die gpaNRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft BDO AG aus-gewertet und 
eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis:  
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung ge-
mäß § 3 der Verordnung über die Durchführung der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben und 
prüfungspflichtigen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der gpaNRW nicht erforderlich.  
 
Herne, den 05.03.2021  
 
gpaNRW  
Im Auftrag Thomas Siegert  
 
Die vollständige Fassung des Jahresabschlusses ist im Internet unter der Adresse  
www.zb-gladbeck.de veröffentlicht. Ferner können der Jahresabschluss und der Lagebericht für das 
Jahr 2019 bis zur Feststellung des Jahresabschlusses 2020 nach vorheriger telefonischer Terminabspra-
che (02043 992101) im Verwaltungsgebäude des Zentralen Betriebshofes Gladbeck, Wilhelmstr. 61, 
45964 Gladbeck, Raum 14, während folgender Zeiten eingesehen werden:  
 
Montag bis Donnerstag: 8.30 – 12.00 Uhr und 13.30 – 15.30 Uhr  
Freitag:   8.30 – 12.00 Uhr  
 
Gladbeck, 24.03.2021  
 
Die Betriebsleitung  
Heinrich Vollmer         René Hilgner  
Erster Betriebsleiter   Zweiter Betriebsleiter 
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Amtsblatt der Stadt Gladbeck, Herausgeber: Die Bürgermeisterin 

Redaktion und Vertrieb: Büro der Bürgermeisterin, Rathaus, 45964 Gladbeck, Telefon 99-2748, FAX 99-

1010. Hier ist das Amtsblatt kostenlos erhältlich. Die regelmäßige Zustellung durch die Post erfolgt gegen 

Vorauszahlung einer Vertriebskostenpauschale von jährlich 10,23 Euro zum 15. November des jeweils vo-

rausgehenden Jahres. 

 

Jeder Einwohner kann sich gemäß § 7 Abs. 2 der Hauptsatzung der Stadt Gladbeck zu den in dieser Aus-

gabe behandelten bedeutsamen Angelegenheiten der Stadt Gladbeck innerhalb einer Frist von 14 Tagen 

nach Erscheinen der Ausgabe schriftlich äußern. 


